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Aus der RECHTSPRECHUNG 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen.

Insolvenzverwalter vs. Sonderinsolvenzverwalter 

- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit –

BGH, Urteil vom 11.04.2024 – IX ZR 148/22 

Der Sonderinsolvenzverwalter 

Die Bestellung eines Sonderinsolvenzverwalters (Sonderverwalter) ist immer dann geboten, wenn der 
Insolvenzverwalter tatsächlich oder rechtlich verhindert ist, sein Amt auszuüben. Die 
Verhinderungsgründe treten im Allgemeinen erst nach der Bestellung des Insolvenzverwalters 
auf. Durch die Bestellung des Sonderinsolvenzverwalters wird die Verwaltungstätigkeit des 
Insolvenzverwalters nicht eingeschränkt Sie bedeutet nicht seine Teilentlassung, daher ist zur 
gebotenen Abgrenzung der Aufgabenbereiche im Beschluss, mit dem das Insolvenzgericht den 
Sonderinsolvenzverwalters bestellt, zum Schutz der Verfahrensbeteiligten und aus Gründen der 
Rechtsklarheit der Aufgabenbereich des Sonderverwalters genau zu bezeichnen. 

Eine tatsächliche Verhinderung liegt zum Beispiel in zeitweisen Erkrankungen. Eine rechtliche Hinderung 
ist etwa gegeben, wenn der Insolvenzverwalter eine von ihm zur Insolvenztabelle angemeldete 
Forderung gleichzeitig selbst prüfen müsste. Allgemeiner gesprochen ist er rechtlich verhindert, wenn 
Interessenkollisionen in seiner Person, eventuell auch beschränkt auf einen Teilbereich, vorliegen. Das 
ist vor allem der Fall, wenn Schadensersatzansprüche für die Insolvenzmasse gegen den ihn in Betracht 
kommen, die auf einer Pflichtverletzung beruhen, die nicht so gravierend ist, dass sie seine Entlassung 
aus dem Verwalteramt nach sich zieht. Anderenfalls ist der neu zu bestellende Insolvenzverwalter zur 
Verfolgung der Schadensersatzansprüche aufgerufen. 

Vorliegend geht es um einen etwas skurrilen Fall, in dem zunächst ein Sonderinsolvenzverwalter bestellt 
wurde, der Schadensersatzansprüche gegen den Insolvenzverwalter prüfen und gegebenenfalls 
durchsetzen sollte und dem – das stand im Besprechungsfall zur Entscheidung an – im Anschluss hieran 
der Insolvenzverwalter seinerseits vorwarf, bei seiner Inanspruchnahme Pflichtverletzungen zulasten 
der Masse begangen zu haben. Der Fall ist zusätzlich dadurch gekennzeichnet, dass er noch vor 
Inkrafttreten der Insolvenzordnung (InsO) unter Geltung der in den neuen Bundesländern bis Ende 1998 
in Kraft befindlichen Gesamtvollstreckungsordnung (GesO) begonnen hat u nd n ach d eren R egeln 
fortgeführt werden muss. Die hier interessierenden Fragen gelten aber gleichermaßen für das 
Insolvenzverfahren. 
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Der zu entscheidende Fall 
 
Der besseren Übersicht halber wird der Sachverhalt weitestgehend in Tabellenform dargestellt. 
 
01.11.1994  Eröffnung des Gesamtvollstreckungsverfahrens. Der Kläger (des vorliegenden 

Rechtsstreits) wird Gesamtvollstreckungsverwalter. 
03.11.1994  Der Kläger schließt einen Sozialplan für 398 Arbeitnehmer mit einem 

Gesamtvolumen von 3,5 Mio. DM. 
25.11.1999 Der Kläger zahlt auf den Sozialplan rund 1,4 Mio. DM (rund 758.000 €). 
14.03.2006 Der Kläger weist auf einer Gläubigerversammlung, nachdem die Verwertung 

von Immobilien der Schuldnerin erfolglos geblieben war, darauf hin, dass die 
Sozialplangläubiger überzahlt seien. Von einer Rückforderung sehe er jedoch 
mangels hinreichender Erfolgsaussichten ab. 

07.01.2011 Der Beklagte (des vorliegenden Rechtsstreits) wird zum Sonderverwalter 
bestellt mit folgendem Aufgabenkreis: Prüfung und gegebenenfalls 
Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen gegen den 
Gesamtvollstreckungsverwalter wegen der erfolgten Verteilung an die 
Sozialplangläubiger. 

01.02.2011  Der Beklagte teilt dem Kläger seine vorläufige Rechtsauffassung mit, wonach 
sich der Kläger wegen Überschreitung der sogenannten Drittelgrenze des § 17 
Abs. 3 Nr. 1 Buchst. c GesO schadensersatzpflichtig gemacht habe, und gibt ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 14.02.2011. 

 
  [Die Vorschrift lautete: „Die Erfüllung (der Gesamtvollstreckungsforderungen) 

hat nach folgender Rangordnung und innerhalb eines Ranges im gleichen 
Verhältnis zu erfolgen: 

  1. mit gleichem Rang 
         a) Lohn- oder Gehaltsforderungen für die Zeit bis zu zwölf Monaten vor der 

Eröffnung der Gesamtvollstreckung, 
         b) die Forderungen der Träger der Sozialversicherung und der Bundesanstalt für 

Arbeit wegen der Rückstände für die letzten zwölf Monate vor der Eröffnung der 
Gesamtvollstreckung auf Beiträge einschließlich Säumniszuschläge und auf 
Umlagen, 

          c) Forderungen aus einem vom Verwalter vereinbarten Sozialplan, soweit die 
Summe der Sozialplanforderungen nicht größer ist als der Gesamtbetrag von 
drei Monatsverdiensten der von einer Entlassung betroffenen Arbeitnehmer und 
ein Drittel des zu verteilenden Erlöses nicht übersteigt; entsprechendes gilt für 
außerhalb eines Sozialplans zu gewährende Leistungen, …“] 

 
25.02.2011 Der Kläger lehnt seine Haftung ab. 
12.12.2014 Der Beklagte erwirkt einen Mahnbescheid über 758.000 €. 
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22.06.2015 Nach Widerspruch des Klägers reicht der Beklagte eine Anspruchsbegründung 
beim zuständigen Landgericht (LG) Baden-Baden ein und begehrt darin 
zusätzlich Zinsen ab 01.12.1999.  

12.05.2017 Das LG Baden-Baden spricht die Hauptforderung nebst Zinsen ab 13.12.2014 zu. 
Für den Zeitraum vorher fehle es an einer bezifferten Zahlungsaufforderung 
oder an einer Mitteilung, die als ernsthafte und endgültige 
Erfüllungsverweigerung anzusehen sei, sodass Verzugszinsen nicht 
zugesprochen werden könnten. 

06.06.2018 Das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe weist Berufung des Klägers und die 
Anschlussberufung des Beklagten mit der dieser Zinsen ab 14.03.2006 (43.000 
€) begehrt, zurück. 

19.03.2020  Der Kläger nimmt nunmehr als Gesamtvollstreckungsverwalter den Beklagten 
wegen Pflichtverletzungen im Vorprozess in seinem Amt als Sonderverwalter 
auf Zahlung von 43.000 € in Anspruch. Er macht geltend, der Beklagte habe es 
pflichtwidrig unterlassen, ihn, den Kläger, in Verzug zu setzen, und verlangt vom 
Beklagten, die der Gesamtvollstreckungsmasse entgangenen Verzugszinsen für 
den Zeitraum vom 01.02.2011 bis zum 12.12.2014, insgesamt 142.000 €, zu 
ersetzen. Hinsichtlich weiterer 99.000 € hat er sich eine Klageerweiterung 
vorbehalten.  

 
Das LG Leipzig gibt der Klage in Höhe von 41.000 € statt. Auf die Berufung des Beklagten weist das OLG 
Dresden im Berufungsverfahren die Klage ab; die Anschlussberufung des Klägers, mit der dieser weitere 
99.000 € begehrt, weist es zurück.  
 
Mit seiner vom Bundesgerichtshof (BGH) zugelassenen Revision verfolgt der Kläger seine in der 
Berufungsinstanz gestellten Anträge weiter. Der BGH weist die Revision zurück. Allerdings hält er die 
Klage bereits für unzulässig, wohingegen das OLG sie für zulässig gehalten, aber als unbegründet 
angesehen hatte, weil die Schadenersatzforderung der Gesamtvollstreckungsmasse gegen den 
Beklagten zwar berechtigt gewesen, im Zeitpunkt der Klageeinreichung durch den Kläger aber bereits 
verjährt gewesen sei. 
 
Die Begründung des BGH 
 
Dem Kläger fehle die Prozessführungsbefugnis für die geltend gemachten Ansprüche. Der Verwalter in 
einem Gesamtvollstreckungsverfahren sei in dem Bereich, für den ein Sonderverwalter wegen 
rechtlicher Verhinderung des Verwalters an einer Amtsführung bestellt ist, nicht befugt, 
Schadensersatzansprüche gegen den Sonderverwalter wegen Pflichtverletzungen aus dessen 
Amtsführung zu verfolgen. Ansprüche, die sich gegen einen Sonderverwalter richteten, der zur Prüfung 
und Durchsetzung von Ansprüchen gegen einen Verwalter eingesetzt worden sei, könnten nur von 
einem nach Entlassung des bisherigen Gesamtvollstreckungsverwalters neu bestellten Verwalter oder 
einem weiteren Sonderverwalter geltend gemacht werden. (Die Prozessführungsbefugnis ist als 
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Prozessvoraussetzung in jeder Lage des Verfahrens, also auch in der Revisionsinstanz, von Amts wegen 
zu prüfen.)  
 
Werde in einem Gesamtvollstreckungsverfahren ein Sonderverwalter wegen rechtlicher Verhinderung 
des Gesamtvollstreckungsverwalters aufgrund einer Interessenkollision bestellt, habe der 
Gesamtvollstreckungsverwalter in dem Bereich, für welchen der Sonderverwalter bestellt sei, keinerlei 
Kompetenzen. 
 
Grundsätzlich gehe mit Eröffnung eines Gesamtvollstreckungsverfahrens gemäß § 8 Abs. 2 GesO 
(heute § 80 InsO) die Befugnis, das zur Masse gehörige Vermögen zu verwalten und über es zu 
verfügen, umfassend auf den Verwalter über. 
 
Zu den Aufgaben eines Verwalters gehöre es auch, Ansprüche der Gesamtvollstreckungsgläubiger auf 
Ersatz eines Schadens, den die Gläubiger gemeinschaftlich durch eine Verminderung des zur Masse 
gehörenden Vermögens erlitten hätten, geltend zu machen. Dies sei in der GesO zwar – anders als 
heute in § 92 InsO – nicht ausdrücklich geregelt, gelte aber auch dort. 
 
Richteten sich solche Ansprüche gegen den Gesamtvollstreckungsverwalter selbst, sei dieser jedoch 
aufgrund der bestehenden Interessenkollision rechtlich gehindert, sein Amt auszuüben. Die Haftung 
eines Verwalters wegen Pflichtverstößen könne nur von einem neuen Verwalter oder von einem 
Sonderverwalter geltend gemacht werden. 
 
Der Sonderverwalter werde in einem Bereich tätig, der aufgrund der Verhinderung des Verwalters 
nicht zu dessen Aufgaben gehört. Dieser sei insoweit nicht „Verwalter“ im Sinne der einschlägigen 
Bestimmungen der GesO. Auch von einer Prozessführung als Partei kraft Amtes, als die er sonst für die 
Masse zu handeln habe, sei er ausgeschlossen. 
 
Dieser Ausschluss der Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis des Gesamtvollstreckungsverwalters 
erstrecke sich auch auf die Frage, ob der Sonderverwalter im Rahmen seiner Amtsführung 
Pflichtverletzungen begangen habe. Es sei gerade das Ziel der Bestellung eines Sonderverwalters, die 
Aufgabenbereiche voneinander abzugrenzen und mögliche Interessenkonflikte des Verwalters zu 
vermeiden. Mit diesem Ziel wäre nicht zu vereinbaren, wenn es dem Verwalter gestattet wäre, die 
gegen ihn gerichtete Amtsführung des Sonderverwalters einer Überprüfung zu unterziehen.  
 
Der rechtskräftige Abschluss des Schadensersatzprozesses gegen den Verwalter vor dem LG Baden-
Baden lasse den Interessenkonflikt, dessentwegen der Sonderverwalter eingesetzt wurde, ebenso 
wenig entfallen wie die erfolgte Begleichung der ausgeurteilten Schadensersatzforderung. 
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Ein Interessenwiderstreit ergebe sich daraus, dass bei einer Inanspruchnahme des Sonderverwalters 
das Verhalten des Gesamtvollstreckungsverwalters, das ursprünglich zur Bestellung des 
Sonderverwalters geführt habe, erneut und ohne Bindungswirkung durch ein im 
Schadensersatzprozess gegen den Verwalter ergangenes Urteil zu beurteilen sei. Die 
Interessenkollision, die das Erfordernis zur Befassung eines Sonderverwalters begründet habe, wirke 
deshalb fort. Schon deshalb führe der Verwalter einen Prozess gegen den Sonderverwalter nicht 
unbefangen. 
 
Das ergebe sich schon daraus, dass die Rechtskraft des Urteils im Vorprozess nicht für die jetzt 
handelnden Personen gelte. Damals habe der jetzige Beklagte als Sonderverwalter als Partei kraft 
Amtes gehandelt, nunmehr sei er persönlich Partei, umgekehrt handele der Kläger jetzt als Partei kraft 
Amtes und sei zuvor persönlich in Anspruch genommen worden. Es fehle folglich an der notwendigen 
Identität der Parteien. Inzident hätte also auch der Bestand der ursprünglichen 
Schadensersatzforderung gegen den Kläger jetzt erneut geprüft werden müssen. 
 
Im Streitfall werde der fortbestehende Interessenkonflikt auch darin offenbar, dass der Kläger zur 
Begründung des Schadensersatzverlangens gegen den Beklagten geltend machen müsse, er selbst sei 
vom Beklagten im Ursprungsprozess nicht im gebotenen Umfang in Haftung genommen worden. Eine 
solche Behauptung sei dem Kläger ohne eigenen Nachteil nur möglich und zumutbar, wenn gegen ihn 
in Betracht kommende Ansprüche entweder rechtskräftig abgewiesen oder zweifelsfrei verjährt seien. 
Selbst wenn eine weitergehende Inanspruchnahme im konkreten Einzelfall sicher ausschiede, hätte er 
gegenüber den Gläubigern der Gesamtvollstreckungsschuldnerin potentiell rechtfertigen müssen, 
warum er von ihm selbst als berechtigt erkannte Ansprüche nicht erfüllt habe, sondern versucht habe, 
diese auf den Sonderverwalter weiter zu wälzen.  
 
Das Erfordernis, einen weiteren Sonderverwalter (oder einen neuen Verwalter) zu bestellen, stelle 
sicher, dass das Bestehen etwaiger Ansprüche gegen den Sonderverwalter ohne Einfluss des 
Interessenkonflikts geprüft und damit einhergehende Prozess- und Kostenrisiken unbefangen bewertet 
würden. Erst dies ermögliche eine sachgerechte Entscheidung über das weitere Vorgehen. Dass mit 
der Einsetzung eines Sonderverwalters Kosten verbunden seien, sei hinzunehmen. Sie könnten zudem 
Teil des gegenüber dem Sonderverwalter zu liquidierenden Schadens sein. 
 
Zugleich schaffe der Ausschluss der Prozessführungsbefugnis des Verwalters Klarheit hinsichtlich des 
Verjährungsbeginns für Schadensersatzansprüche gegen den Sonderverwalter. Verjährungsfristen 
begännen grundsätzlich erst dann zu laufen, wenn der betroffene Gläubiger die Möglichkeit habe, 
verjährungshemmende Maßnahmen einzuleiten. Maßgeblich sei grundsätzlich die Kenntnis oder grob 
fahrlässige Unkenntnis des für die Durchsetzung des Schadensersatzanspruchs zuständigen Verwalters; 
zuvor bestehe eine Durchsetzungssperre. Danach bestehe für Schadensersatzansprüche gegen den 
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Sonderverwalter eine Durchsetzungssperre bis zur Einsetzung eines weiteren Sonderverwalters oder 
der Ernennung eines neuen Verwalters. 
 
Das Amtsgericht als Gesamtvollstreckungsgericht wird nunmehr zu prüfen haben, ob es einen neuen 
Sonderverwalter bestellt, der Ansprüche gegen den Beklagten, gegebenenfalls auch gegen den Kläger 
zu untersuchen haben wird. 


